
Jeder Zweite
wurde schon bedroht
JUSTIZ Institut untersucht die Gefährdung von
Rechtspflegern, Richtern und Staatsanwälten

Jeder zweite Justizangehörige
ist schon einmal Opfer von
Drohungen und Gewalt gewe-
sen. Das geht aus einer Studie
des Darmstädter Instituts Psy-
chologie und Bedrohungsma-
nagement hervor.

Der jüngste Fall ist noch gut in
Erinnerung. Anfang Juni er-
schoss ein 53 Jahre alter Mann in
Karlsruhe vier Menschen und
sich selbst. Sein erstes Opfer war
der Gerichtsvollzieher. Die
zwangsversteigerte Wohnung,
in der der Dreiundfünzigjährige
lebte, sollte geräumt werden.

Justizangehörige – und damit
sind Rechtspfleger, Richter und
Staatsanwälte gemeint – leben
berufsbedingt gefährlich. Von
der Wahrnehmung her sei die
Justiz die letzte Instanz der Ge-
rechtigkeit in der Gesellschaft,
sagt der Darmstädter Kriminal-
psychologe Jens Hoffmann, Lei-
ter des Instituts Psychologie und
Bedrohungsmanagement. Das
erklärt, warum manche Men-
schen ausrasten, wenn ihnen ih-
rer Meinung nach Unrecht getan
wird. Einige fokussieren ihren
Hass auf einen Vertreter der Jus-
tiz, und sie verfolgen ihn fana-
tisch bis zur Wohnungstür, bom-
bardieren ihn mit Briefen oder
schmähen ihn in Internet-Foren.

„Das Thema wird gerade ent-
deckt“, sagt Hoffmann. Aus
AmerikaundKanadaliegendazu
langjährige Studien vor, aus der
Bundesrepublik noch nicht. Seit
sechs Jahren schult Hoffmann
Angehörige der Hessischen Jus-
tiz in Frankfurt im Umgang mit
Bedrohung und Gewalt. Er bat
seine Seminarteilnehmer, einen
Katalog mit etwa 20 Fragen aus-
zufüllen.

Konfrontiert mit
verzweifelten Menschen

Die Auswertung der 286 Ant-
wortbögen ergab, dass nahezu
jeder Zweite schon einmal Opfer
von Drohungen und Gewalt ge-
wesen ist. Prozentual am häu-
figsten (59 Prozent) betroffen
waren Rechtspfleger, die ja auch
für Zwangsvollstreckungen und
Zwangsversteigerungen zustän-
dig sind. Sie stehen den aufge-
brachten, verzweifelten und
manchmal auch psychisch kran-
ken Menschen direkt gegenüber,
während Richter und Staatsan-
wälte im Gerichtssaal räumlich
besser geschützt sind und wohl
auch durch ihre Amtskleidung
Respekt einflößen.

Im Seminar in Frankfurt hat
Hoffmann einzelne Fälle analy-
siert. Eine Richterin erzählte,
dass sie auf der Todesliste eines
Angeklagten stand. Wie sie spä-
ter herausfand, habe er ihr sogar
vor der Wohnungstür aufgelau-
ert, sie aber zu ihrem Glück nicht
angetroffen. Zufällig hörte sie im
Radio, dass er zwei Menschen,
darunter seinen Anwalt, getötet
undsichdannselbstumgebracht
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hatte. Obwohl kein Name ge-
nannt wurde, wusste sie sofort,
um wen es sich handelte.

Rechtspfleger berichteten
Hoffmann, dass sie erst mal bei
Nachbarn klingeln. Sie wollen
sich vorab ein Bild von Gemüts-
zustand des Menschen machen,
den sie von Amts wegen aufsu-
chen und mit unangenehmen
Botschaften konfrontieren müs-
sen.

„Es fehlt eine grundsätzliche
Strategie des Vorgehens“, hat
Hoffmann festgestellt. Die aber
ist nötig, um Angst und Druck
von den Justizangehörigen zu
nehmen. Aus der Fragebogenak-
tion geht hervor, dass 61 Prozent
der Justizangehörigen sich „psy-
chisch belastet“ fühlen, 34 Pro-
zent einen krankheitsbedingten
Arbeitsausfall hatten, der bei ei-
nem Drittel sogar länger als drei
Monate dauerte. Die Mehrzahl
fühlt sich mit diesem Problem
von ihren Dienstherren alleinge-
lassen. In den Behörden gibt es
in der Regel niemanden, mit dem
sie über ihre Bedrohungsängste
reden können.

Vernetzung der
Behörden ist nötig

Bei den meisten dramatisch ver-
laufenen Fällen habe es vorher
deutliche Warnsignale gegeben,
sagt Hoffmann. Hier setzt seine
Strategie an. Er hält es für wich-
tig, dass sich verschiedene Be-
hörden systematisch vernetzen
und dokumentieren, wann ein
Querulantdurchkonkretbedroh-
liches Verhalten auffällt.

Jede Behörde brauche eine
klare Linie im Umgang mit Dro-
hungenundGewalt. EineGrenze
müsse gezogen und dürfe nicht
verschoben werden. Damit wer-
de auch zum Ausdruck gebracht,
dass die Bedrohung eines Justiz-
angehörigen keine Privatangele-
genheit sei. Jedes Gericht müsse
für sichentscheiden,obdieseRe-
geln zum Beispiel in Form einer
Hausordnung öffentlich ge-
macht werden sollen.

Ein „feineres Besteck zur
Grenzziehung“ sei die Präventi-
on. Wenn ein Querulant seinen
ganzen Hass auf einen bestimm-
ten Justizangehörigen projezie-
re, müsse eben ein anderer den
Fall übernehmen. Hat ein Recht-
pfleger Angst vor einem Hausbe-
such, sollte er den Klienten ins
Amt bestellen.

Manchmal helfe es auch,
wenn die Polizei dem Bedroher
eine „Gefährderansprache“ hält
und ihn eindrücklich auf straf-
rechtliche Konsequenzen seines
Tuns aufmerksam macht. In ex-
tremen Fällen braucht ein Ge-
fährdeter Polizeischutz rund um
dieUhr.WieoftDarmstädter Jus-
tizangehörigeaufdieseWeisege-
schützt werden müssen, gibt Po-
lizeisprecher Ferdinand Derigs
nicht preis: „Da wollen wir uns
nicht in die Karten schauen las-
sen“. pep


